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D
ass die britische Labour-
Regierung versprochen 
hat, ihre „harten Entschei-
dungen“ gleich zu Beginn 
der Regierungszeit durch-

zusetzen, bekommen im Vereinigten Kö-
nigreich jetzt beide Enden des gesell-
schaftlichen Spektrums zu spüren. Einer-
seits sollen zehn Millionen Rentner im 
nächsten Winter ohne ihre gewohnte 
staatliche Heizkostenhilfe (von meist 
umgerechnet knapp 400 Euro) auskom-
men, andererseits sollen die letzten 92 
Erbadeligen, die noch über Sitz und 
Stimme im House of Lords verfügen, ge-
setzlich gezwungen werden, ihren Platz 
in der Zweiten Kammer des Parlaments 
zu räumen. Und während die Pensionäre 
wegen des drohenden Subventionsver-
lustes auf ein Heer von Unterstützern – 
aus den Oppositionsparteien, den Ge-
werkschaften und Sozialverbänden – 
rechnen können, macht für den bedroh-
ten Adel im Oberhaus niemand so recht 
den Finger krumm. 

So blieb es dem Baron Strathclyde 
selbst vorbehalten, den Plan der Regie-
rung im Oberhaus als „hochmütigen, 
schäbigen politischen Akt“ zu geißeln, 
der sich gegen einige jener Mitglieder 
des Hauses richte, die zu den erfahrens-
ten und dienstältesten zählten. Thomas 
Galloway Dunlop du Roy de Blicquy Gal-
braith, 2. Baron Strathclyde, wie die vol-
le Anrede lautet, zeigte sich überdies be-
stürzt darüber, dass er aus der Zeitung 
von der Absicht habe erfahren müssen, 
ihn und seinesgleichen von den rotleder-
nen Bänken des House of Lords zu ver-
scheuchen. Dabei gehört er, wie seine 91 
anderen erbadeligen Kollegen, ja schon 
seit 25 Jahren nur zu den sogenannten 
„Ausgenommenen“. 

Damals, 1999, hatte die vorherige La-
bour-Regierung, geführt von Premiermi-
nister Tony Blair, eigentlich allen rund 
800 Herzögen, Markgrafen (Marquesses), 
Grafen, Viscounts und Baronen, die dank 
ihres Titels und Ranges über ein Anrecht 
auf Mitgliedschaft im Oberhaus verfügen, 
dieses Privileg nehmen wollen. Aber al-
lerhand Widerstand erzwang einen Kom-
promiss, der lautete, „vorübergehend“ 
sollten 92 Erbadelige dort Sitz und Stim-
me behalten, bis eine grundlegende Re-
form die Zusammensetzung und Kompe-
tenzen der Zweiten Kammer neu verfü-
gen werde.

Tatsächlich ist an den Befugnissen und 
der Mitgliedschaft des britischen „Her-
renhauses“ seit mehr als 100 Jahren im-
mer wieder herumreformiert worden, so-
dass es zunehmend dem neogotischen Pa-
last gleicht, in dem es seinen Sitz hat: 
verwinkelt, voll Ornamentik und zuneh-
mend baufällig. 1911 beraubte eine libe-
rale Regierung die obere Kammer ihres 
Rechtes, den Staatshaushalt und Finanz-
gesetze zu blockieren, die Verzögerung 
anderer Gesetzesakte wurde auf ein Jahr 
begrenzt. 

1958 gesellten sich die ersten auf Le-
benszeit ernannten Peers zum erblichen 
Adel – und zu den 26 Bischöfen der angli-
kanischen Kirche, die seit der Reforma-
tionszeit zugelassen sind und als Einzige 
im Plenarsaal über eine Sitzbank mit 
Armlehnen verfügen. Die „Life-Peers“ 
müssen zwar ebenso vom Monarchen be-
rufen werden wie die Begründer vererb-
barer Adelshäuser, allerdings spielen da-
bei der jeweils amtierende Premierminis-
ter und seine Regierungsmehrheit die 
entscheidende Rolle: Sie verfertigen die 
Namenslisten mit Empfehlungen, an wel-
che sich der König zu halten hat. So ge-
schah es in den vergangenen Jahrzehn-

Verfassungsreform herumspiele? Und es 
sei ihr doch klar, dass bei solchen Refor-
men die Übereinstimmung aller politi-
schen Parteien notwendig sei, weil sonst 
„Jahre und Jahre fruchtloser Debatte dro-
hen, die nirgendwohin führt?“ Andere 
Lords kleideten ihren Widerstand in wei-
tere Fragen: Was sei aus der Idee gewor-
den, eine Altersbeschränkung (von 80 
Jahren) einzuführen, die dann automa-
tisch den Verlust der Mitgliedschaft im 
Oberhaus zur Folge habe? Wie stehe es 
mit dem Vorschlag, den Nachwahl-Me-
chanismus der Erbadeligen auszusetzen? 
Das würde ein allmähliches Aussterben 
des erblichen Adels im Oberhaus bewir-
ken. Denn nach den – seit 1999 – gelten-
den Regeln wählen die rund 800 Träger 
erblicher Adelstitel jene aus ihrer Mitte, 
die dann im House of Lords Platz nehmen 
dürfen. Die auf diese Weise Bestimmten 
sind damit paradoxerweise die einzige 
Gruppe, die ihren Sitz einem Wahlakt 
verdanken. 

Diese Prozedur findet im Übrigen nur 
bei 90 erbadeligen Mitgliedern Anwen-
dung, zwei weitere sind ihrer besonderen 
Funktion wegen als Oberhausmitglieder 
gesetzt. Es handelt sich um den Earl 
Marshal (Hofmarschall) und den Lord 
Great Chamberlain (Großen Kammer-
herrn). Der Erste ist für sämtliche roya-
len Zeremonien verantwortlich, also 
auch für die jährlichen feierlichen Kö-
nigsprozessionen zur Parlamentseröff-
nung, der Zweite hat die Hausherrenrolle 
im Palast von Westminster inne, der ja 
noch immer formell im Status eines Kö-
nigspalastes steht. Es gibt zahlreiche 
weitere Hofämter, die bloß noch als Titu-
lierung überleben oder an Regierungs-
funktionen geknüpft sind –  der Lord 
Chancellor (Lordkanzler) fungiert bei-
spielsweise als Justizminister, der Lord 
Privy Seal (Lordsiegelbewahrer) als Par-
lamentspräsident des Oberhauses; beide 
Funktionen haben gegenwärtig weibli-
che Inhaber. Doch die Ämter des Hof-
marschalls und Kammerherrn stehen 
noch immer im Einfluss des Hofes – und 
werden im Übrigen vom Monarchen 
nicht nach Gutdünken besetzt, sondern 
in den jeweiligen Adelsfamilien vererbt. 
Edward William Fitzalan-Howard, der 
18. Herzog von Norfolk, übt gegenwärtig 
das Amt des Earl Marshal aus, das seine 
Familie seit dem 15. Jahrhundert verwal-
tet; Rupert Carrington, der 7. Baron Car-
rington, hat zurzeit das Amt des Lord 
Great Chamberlain inne.

Es hatte die Überlegung gegeben, we-
nigstens die Inhaber dieser beiden Hof-
ämter von der Austreibung des Erbadels 
aus dem Oberhaus weiterhin auszuneh-
men; doch der aktuelle Gesetzentwurf 
sieht das nicht mehr vor. Stattdessen 
heißt es in seinen erläuternden Anmer-
kungen, beide würden auch künftig „ihre 
zeremoniellen Funktionen im Oberhaus 
ausüben können, aber sie werden nicht 
länger Mitglieder sein“. Es ist nicht so, 
dass die Labour-Partei mit ihrer Perso-
nalreform des House of Lords mutwillige 
republikanische Absichten demonstrie-
ren wollte – aber einen solchen Anklang 
nimmt sie gern in Kauf. Sollte die Pro-
phezeiung Lord Howells von jahrelangen 
fruchtlosen Debatten sich nicht erfüllen, 
dann werden bald nur noch lebenslange 
Peers, die aufgrund ihrer Dienste oder 
Verdienste berufen wurden, im roten Sit-
zungssaal des Palastes von Westminster 
sitzen und einmal jährlich den Monar-
chen zur feierlichen Parlamentseröff-
nung willkommen heißen. Er wird dann 
dort der einzige Erbadelige mit einer 
konstitutionellen Rolle sein.

Die AfD sieht sich von der Debatte 
um eine andere Migrationspolitik be-
stätigt. Bernd Baumann, der erste 
parlamentarische Geschäftsführer 
der Bundestagsfraktion, sagte am 
Montag in Berlin: „Alle bedienen 
sich aus unserem Arsenal.“ Die Par-
teien der Bundesregierung und die 
CDU diskutierten Forderungen, die 
die AfD schon lange erhebe, etwa 
nach Zurückweisungen, Grenzkon -
trollen und drastischen Kürzungen 
der Leistungen für Asylbewerber. 
Um die eigenen Forderungen zu bün-
deln, hatte die AfD am Sonntag in 
einer Kurz-Klausur der Fraktion ein 
Positionspapier beschlossen, das die 
Kernforderungen der Partei bis zur 
Bundestagswahl zusammenfasst. Da-
bei geht es vor allem um Migration.

Die AfD bekräftigt überwiegend 
Positionen, die sie schon bisher ver-
treten hat. Sie fordert Zurückweisun-
gen an den deutschen Grenzen, Ab-
schiebungen abgelehnter Asylbewer-
ber und „notfalls“ auch Grenzzäune. 
Damit seien solche an den deutschen 
Grenzen und an den EU-Außengren-
zen gemeint, führte Baumann am 
Montag aus. Er betonte, dass Zäune 
aber gar nicht nötig seien, wenn 
Deutschland eine Migrationspolitik 
nach dem Vorbild Dänemarks betrie-
be. Die Dänen brauchten auch keine 
Zäune – weil sie in der ganzen Welt 
kommunizierten, dass Dänemark 
kein gutes Land für Asylbewerber 
sei. Die dänische Regierung hat in 
den vergangenen Jahren den Fami-
liennachzug für Asylbewerber immer 
weiter erschwert sowie Sammellager 
eingerichtet, in denen Asylbewerber 
auf Entscheidung ihres Antrags war-
ten müssen. Zudem gibt es überwie-
gend Sach- statt Geldleistungen.

Auch dieses Ziel verfolgt die AfD 
laut ihrem Positionspapier. Sie for-
dert, dass Bürgergeld nur noch an 
Deutsche ausgezahlt wird und Leis-
tungen für Asylbewerber und Flücht-
linge gekürzt werden. Für diese solle 
es nur noch Sachleistungen „nach 
dem Prinzip ‚Brot, Bett und Seife‘“ ge-
ben. Allerdings soll es auch für  er-
werbsfähige deutsche Empfänger von 
Bürgergeld  eine „Arbeitspflicht im ge-
meinnützigen Bereich“ geben – nach 
einer Karenzzeit von sechs Monaten. 
Die AfD fordert außerdem, keine 
Asylverfahren für Personen einzulei-
ten, die aus sicheren Drittstaaten ein-
reisen, keine Asylverfahren für Perso-
nen ohne Identitätsdokumente und 
keinen „Spurwechsel“, also die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis  aus 
einem laufenden Asylverfahren, um 
zu arbeiten. Mit diesem „Spurwech-
sel“ will die Bundesregierung zusätzli-
che Fachkräfte gewinnen. 

In der Wirtschaftspolitik fordert 
die AfD Steuersenkungen, eine Ab-
schaffung der CO2-Bepreisung, die 
Reaktivierung der Kernkraftwerke 
und längere Laufzeiten für Kohle-
kraftwerke. Positionen zur Außen-
politik und dem russischen Angriffs-
krieg auf die Ukraine finden sich in 
dem Positionspapier nicht. Wie der 
stellvertretende AfD-Vorsitzende Pe-
ter Boehringer am Montag in Berlin 
sagte, liege das daran, dass die ande-
ren Themen stärker akzentuiert wer-
den müssten. Die AfD bleibe bei 
ihren bekannten Positionen zu Krieg 
und Frieden. Der Krieg in der Ukrai-
ne sei ein „Krieg, der uns nichts an-
geht“. Er finde außerhalb Europas 
statt. „Ja, der Krieg ist hässlich, aber 
es gibt viele hässliche Kriege auf der 
Welt.“ Aus dieser Perspektive kriti-
sierte Boehringer auch den Haus-
haltsentwurf von Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner (FDP). Da-
bei monierte er nicht nur, dass 
finanzielle Mittel zur Unterstützung 
des ukrainischen Militärs vorgesehen 
sind, sondern beschrieb den Haus-
halt insgesamt als untauglich. Ausga-
ben würden unterveranschlagt, Ein-
nahmen überveranschlagt, Risiken 
ausgespart. Boehringer kündigte an, 
dass die AfD bis November  einen
eigenen Entwurf vorlegen werde.

Mit Blick auf Bündnisse, die es der 
AfD in Zukunft ermöglichen könn-
ten, ihr Programm in einer Regie-
rung umzusetzen, sagte Baumann, 
die AfD sei für die CDU nun so an-
schlussfähig wie nie zuvor. Die 
Union habe sich in dem wesentlichen 
Punkt, mit dem die Brandmauer stets 
begründet worden sei – den Plänen 
in der Migrationspolitik –  ument-
schieden. Allerdings gaukele sie 
ihren Wählern nur Entschlossenheit 
vor – um dann doch mit der SPD, den 
Grünen oder dem BSW zu koalieren. 
Diesen „Spagat“ werde die CDU 
„nicht überleben“, prophezeite Bau-
mann. Sie könne sich vielleicht noch 
in die nächste Bundestagswahl ret-
ten. „Aber dann kommen wir.“ Als 
Alternative skizzierte er ein Bündnis 
aus AfD und CDU, in dem die CDU 
für die „Sprechblasen“ zuständig sei, 
die AfD aber das „Rückgrat“ bilde.

Zäune und 
Mauern
AfD sieht sich bestätigt 
und wirbt um die CDU
Von Friederike Haupt, 
Berlin

ten, dass neben verdienten älteren und 
pensionierten Staatsbeamten – die Chefs 
der Ministerialbürokratie, der Streitkräf-
te, der Geheimdienste werden nach ihrem 
Ruhestand üblicherweise mit einer Adels-
würde belohnt – auch allerhand promi-
nente Spender und einflussreiche Partei-
freunde sich eine rote Samtrobe mit Her-
melinbesatz verdienten, die den 
Sonntagsstaat eines Oberhausmitglieds 
bildet. 

Die politische Willkür, die hinter sol-
chen Berufungen steckt – und die mittler-
weile zu einer beträchtlichen Inflation 
von Oberhausmitgliedern führte –, er-
zeugte allmählich mindestens so starken 
Reformdruck wie das Faktum, dass noch 
immer einige Altadelige ihren Sitz in der 
Kammer durch das Erbrecht erhalten. So 
kamen Ideen auf, gleich den ganzen his-
torischen Plunder des herrschaftlichen 

Oberhauses zu entsorgen und es durch 
eine gewählte Parlamentskammer zu er-
setzen, die beispielsweise als eine Art 
„Senat“ die vier Nationen des Königrei-
ches repräsentieren könnte. Doch müsste 
eine vom Volkswillen bestimmte Reprä-
sentanz nicht über ausgedehntere Mitwir-
kungsrechte verfügen, als sie das gegen-
wärtige Oberhaus hat? Und wie würde 
dann die Konkurrenz zum Unterhaus ver-
fassungsrechtlich gelöst? 

An solchen Grundsatzfragen scheiterte 
bislang stets jeder grundsätzliche Anlauf 
zu einem Umbau der herkömmlichen par-
lamentarischen Verhältnisse. Lord Ho-
well of Guildford, selbst nicht zum Erb-
adel gehörig, warnte die neue Labour-Mi-
nisterin Baroness Smith of Basildon, die 
nun im Oberhaus Regie führt, daher im 
Blick auf die geplante Personalreform, sie 
verstehe offenbar nicht, dass sie an einer 

Die letzten Erbadeligen sollen  ihre Sitze im britischen 
Oberhaus verlieren. Überfälliger  Reformschritt 
oder  Rütteln an der ungeschriebenen Verfassung?

Von Johannes Leithäuser, London

Die Abschaffung der 
Ausgenommenen

Künftig ohne rote Samtrobe mit Hermelinbesatz? 90 erbadelige Mitglieder des Oberhauses sollen ihre Sitze verlieren. Foto Reuters

Trifft sich ein westdeutscher CDU-
Stammtisch in diesen Tagen, geht es lan-
ge Zeit nicht um den Erfolg der AfD in 
Thüringen und Sachsen, es geht nicht 
um eine Zusammenarbeit mit dem 
Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) 
oder mit der Linken, um staatspolitische 
Verantwortung oder wie sich der Bun-
destagswahlkampf im kommenden Jahr 
durch die Entscheidungen im Osten ver-
ändern könnte. Beim CDU-Stammtisch 
am Frankfurter Stadtrand in Praunheim 
geht es am Sonntagmorgen  fast zwei 
Stunden um die griechische Gemein-
schaft, um bilinguale Schulen, um gelin-
gende Integration, um ärztliche Unter-
versorgung auf dem Land und Probleme 
im Bildungssystem, die nach Meinung 
einer Teilnehmerin mehrheitlich auf 
„sozialistische Politik“ der SPD zurück-
gingen. Sind Thüringen und Sachsen 
einfach zu weit weg, ist die Welt hier in 
Hessen noch in Ordnung? 

Auf der Tafel, die in der Pizzeria Be-
lanti gedeckt ist, stehen Antipasti-Teller 
mit gegrilltem Gemüse, Caprese und 
Meeresfrüchten, dazu gibt es deutsche 
Brötchen.  Gefragt, was sie zu möglichen 
Koalitionsverhandlungen denken, ant-
wortet die Landtagsabgeordnete Tanja 
Jost: „Die CDU hat gut abgeschnitten in 
Sachsen und Thüringen. Jetzt müssen 
die Leute vor Ort Gespräche führen.“ 
Beim Austausch merke man am besten, 
wo es Schnittmengen gebe. Jost, seit 
einem halben Jahr Abgeordnete, berich-
tet von den Sondierungen in Hessen, die 
„nicht einfach“ gewesen seien. Und das, 
obwohl die CDU dort  mit SPD und Grü-
nen verhandelte – und nicht mit dem 
BSW. Daran, dass die hessische CDU, 
die lange als besonders konservativ galt, 
2008 Wahlkampf gegen eine Zusam-
menarbeit mit der Linken machte („Yp-

silanti, Al-Wazir und die Kommunisten 
stoppen“), kann sich Jost nicht erin-
nern. Da sei sie noch nicht in der Partei 
gewesen. Jost will, wie viele andere in 
der hes sischen CDU,  den Parteifreun-
den in Erfurt und Dresden lieber keine 
Ratschläge erteilen. Die Dinge seien 
kompliziert genug. Der ehemalige SPD-
Vorsitzende Kurt Beck antwortete in 
solchen Situationen gern, dass Rat -
schläge auch Schläge seien. Und so sa-
gen sie in der hes sischen Staatskanzlei 
in Wiesbaden, in der die CDU regiert,
dass man jetzt bloß nicht in ein „West-
plaining“ verfallen dürfe.  Gemeint ist, 
dass man nicht überheblich aus West-
sicht vorgeben dürfe, wie es nun zu lau-
fen habe. 

Auch Werner Caspars, der am Praun-
heimer Stammtisch sitzt, warnt vor Rat-
schlägen. In der Vergangenheit hätten 
sich die Menschen in Ostdeutschland oft 
von Parteien gegängelt gefühlt. Er ap-
pelliert, das Wahlergebnis zu akzeptie-
ren, und zitiert den Komiker Harald 
Schmidt, wonach die Alternativen ledig-
lich seien, die Wahlergebnisse vorher 
festzulegen oder die Wahlen abzuschaf-
fen. Er vertraut auf die „sehr klugen 
Leute“ in den beiden Landesverbänden 
der CDU. Während die CDU in Sachsen 
stärkste Kraft ist, liegt sie in Thüringen 
weit hinter der AfD. In beiden Landes-
verbänden ist eine Zusammenarbeit mit 
dem BSW eine der wenigen  Möglich -
keiten. 

 Fast könnte man meinen, in der CDU 
blickte man leidenschaftslos auf die Fra-
ge, ob man mit der Partei der ehemali-
gen Marxistin Wagenknecht koaliere.
Auch in den Reihen der Bundestags- und 
Landtagsabgeordneten der CDU warnen 
manche vor Stoppschildern, vor Brand-
mauern.  Den Aufruf, der in der Bundes-

CDU initiiert wurde,  nicht mit dem BSW 
zu koalieren und einen Unvereinbar-
keitsbeschluss anzustreben, sehen viele
kritisch. Immer wieder ist unter CDU-
Leuten vom Spannungsverhältnis die 
Rede: Die programmatischen Werte der 
eigenen Partei auf der einen Seite, die 
von der Westbindung bis zur NATO-Mit-
gliedschaft Deutschlands dem BSW wi-
dersprechen, auf der anderen Seite je-
doch die staatspolitische Verantwortung 
in Thüringen, die vor allem bedeute, den 
AfD-Vorsitzenden Björn Höcke als Mi-
nisterpräsident zu verhindern. Letzteres 
wiege immer stärker in einer pragma -
tischen Partei wie der CDU. „Das Land 
kommt immer zuerst“, sagt einer. 

Gleichwohl hat sich ein „mulmiges 
Gefühl“ in der Partei ausgebreitet, so 
sagt es ein ehemaliger Spitzenmann der 

hessischen CDU.  Gerade den Älteren 
sei sehr wohl bewusst, was auch ein 
Bündnis mit dem BSW oder eine Tole-
rierung durch die Linke in Thüringen 
für die westdeutschen Landesverbände 
und für die Bundestagswahl bedeute. 
Empfohlen wird, „tastend“ vorzugehen. 
Mit dem BSW zu sprechen, zu schauen, 
wie viel Einfluss Wagenknecht tatsäch-
lich auf die Landesverbände nehme.  Die 
Jüngeren in der CDU  sind zwar scho-
ckiert vom Erfolg der AfD, blicken aber 
leidenschaftsloser auf eine Zusammen-
arbeit mit der neuen Partei.  Alles hänge 
vom konkreten Verhandlungsergebnis 
ab, und wie es in Thüringen später laufe. 
„Aber ein Bündnis mit dem BSW muss 
per se keinen Schaden für die CDU be-
deuten“, sagt eine Bundestagsabgeord-
nete, die sich aber namentlich lieber 

nicht zitieren lassen möchte.  Manche 
zweifeln auch am Unvereinbarkeitsbe-
schluss, den sie vor Jahren in der CDU 
getroffen haben. 

Eine Frau, die den Stammtisch in 
Praunheim besucht, empfiehlt der CDU 
als gesamter Partei, sie dürfe nicht dem 
Beispiel der FDP folgen und beliebig 
werden, das zerreibe die Partei. Ein an-
derer Mann warnt, dass Thüringen und 
Sachsen eine große Last für den CDU-
Vorsitzenden Friedrich Merz sein dürf-
ten im Bundestagswahlkampf im kom-
menden Jahr. Wie man es auch mache, 
sagt er, dürfte es schwierig werden. Die 
Leidenschaft, mit der die CDU einst 
gegen Rot-Rot-Grün mobilisierte, 
scheint einer gespannten Zurückhaltung 
gewichen. 

Bernhard Mertens, ein wacher älterer 
Herr, hat das „schreckliche Wahlergeb-
nis“ in Thüringen und Sachsen von 
Praunheim aus beobachtet.  Er wolle 
nicht in der Haut der CDU-Politiker in 
Sachsen und Thüringen stecken, die nun 
über eine Regierungsbildung verhan-
deln müssten, sagt er. Deshalb will er ih-
nen auch nicht reinreden. Nur für sich 
selbst kann er sagen: „Ich würde mit 
Frau Wagenknecht keine Koalition bil-
den wollen.” Er würde abwarten, aber 
man müsse Höcke verhindern. Auch Di-
mitrios Georalis, Zahnarzt von Beruf, 
einfaches Parteimitglied, sagt, er möch-
te mit den Handelnden in Ostdeutsch-
land nicht tauschen. Nur des Regierens 
willens dürfe man sich nicht für eine Zu-
sammenarbeit entscheiden. „Es geht da-
rum, Verantwortung für das Land zu 
übernehmen, aber die Grundsätze der 
CDU nicht über Board zu werfen“, sagt 
er. Auch an der westdeutschen Basis ha-
ben die ostdeutschen Verhandler eine 
gewisse Beinfreiheit. 

Jetzt bloß kein Westplaining! 
Was würde eine Koalition mit dem BSW im Osten für die CDU bedeuten? Die Basis hat ein mulmiges Gefühl / Von Timo Steppat, Frankfurt
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